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Geschäf te  
 
1. Abnahme der Jahresrechnung 2011 

2. Teilrevision der Verordnung über die Dienst- und Besoldungsverhältnisse 
des Gemeindepersonals 

3. Anfragen nach § 51 des Gemeindegesetzes 
 
Beachten Sie bitte die nachfolgenden Anträge und Berichte des Gemeinde-
rats. Die detaillierten Akten liegen ab 22. Mai 2012 im Gemeindehaus zur 
Einsicht auf. 
 
Gemäss § 51 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das 
Recht, eine Anfrage an die Behörde zu stellen, die an der Gemeindever-
sammlung zu beantworten ist. Die Anfrage muss aber von allgemeinem Inte-
resse sein und spätestens 10 Arbeitstage vor der Versammlung schriftlich 
beim Gemeinderat eingereicht werden. 
 
 
Gemeinderat Wangen-Brüttisellen 
 



 
A n t r ä g e  u n d  B e r i c h t e  d e s  G e m e i n d e r a t s  

1 Jahresrechnung 2011 

Antrag des Gemeinderats 

Genehmigung der Jahresrechnung 2011 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 3'456'393.69. 

Bericht des Gemeinderats 

Das Wesentliche in Kürze 
 
• Die Jahresrechnung 2011 schliesst anstelle eines budgetierten Aufwandüberschusses von 

CHF 0,651 Mio. mit einem Ertragsüberschuss von CHF 3,456 Mio. ab. Somit schliesst die 
Rechnung um CHF 4,107 Mio. besser ab als budgetiert. 

 
• Der Ertragsüberschuss von CHF 3'456'393.69 wird dem Eigenkapital gutgeschrieben. Dieses 

weist per 31.12.2011 einen Betrag von CHF 34'174'244.36 aus.  
 
• Die Nettoinvestitionen (Verwaltungs- und Finanzvermögen) liegen mit CHF 3,908 Mio. um 

CHF 0,676 Mio. höher als vorgesehen. 
 
 
 
Ausführlicher Bericht zur Finanzlage der Gemeinde 
 
 
1 Rückblick 

Statt eines budgetierten Aufwandüberschusses von CHF 0,651 Mio. schliesst die Jahresrechnung 
mit einem Ertragsüberschuss von rund CHF 3,456 Mio. ab. Die laufende Rechnung 2011 schliesst 
somit um CHF 4,107 Mio. besser ab als budgetiert. 
 
Der budgetierte Brutto-Ertrag von CHF 33'648'200 wurde um rund CHF 4,172 Mio. resp. 12,4 % 
übertroffen. 
 
Die Gründe für die erfreuliche Zunahme liegen hauptsächlich bei den ordentlichen Steuern sowie  
der Quellensteuer. Der gesamte Steuerertrag liegt mit CHF 3,622 Mio. über dem Budget. 
 
Der budgetierte Brutto-Aufwand von CHF 34'299'300 wurde um rund CHF 64'000 resp. 0,2 % 
übertroffen. Diese marginale Abweichung resultiert aus nicht absehbaren Entwicklungen auf Posi-
tionen wie den Zusatzleistungen oder der neuen Pflegefinanzierung. Beständigere Kostenarten wie 
zum Beispiel der Sachaufwand wurden sehr kostenbewusst bewirtschaftet. Im Bereich der gesetz-
lichen Sozialhilfe ist das Nettoergebnis wider Erwarten rückläufig. 
 
Eine sehr gute Ausgabendisziplin kann den einzelnen Abteilungen und der Behörde bescheinigt 
werden. Die Abweichungen resultieren wie bereits in den Vorjahren vornehmlich aus nicht beein-
flussbaren Ursachen. 



Die Entwicklung beim ordentlichen Aufwand (ohne Kapitalkosten) sieht gemessen in Prozenten am 
ordentlichen Steuerertrag (ohne Grundstückgewinnsteuern) wie folgt aus: 
 

2008 2009 2010 2011 

101 % 110 % 101 % 104 % 
 

Die über der Marke 100 % liegenden Werte müssen durch die Grundstückgewinnsteuern und  
Steuern aus den Vorjahren finanziert werden. Einen während mehreren Jahren über 110 % lie-
genden Wert erachtet der Gemeinderat als problematisch. Mit 104 % wird die Zielmarke für 2011 
erfreulicherweise um 6 % unterschritten. 
 
Der Ertragsüberschuss von CHF 3'456'393.69 wird dem Eigenkapital gutgeschrieben. Dieses weist 
per 31.12.2011 einen Betrag von CHF 34'174'244.36 aus.  
 
Die Nettoinvestitionen (Verwaltungs- und Finanzvermögen) liegen mit rund CHF 3,908 Mio. um 
CHF 0,676 Mio. höher als vorgesehen. Während die Investitionen des Verwaltungsvermögens im 
Bereich Schulliegenschaften, Abfallsammelstelle und Kanalisation geringer ausgefallen sind, wur-
den rund CHF 1,397 Mio. ins Finanzvermögen investiert (Kauf der Liegenschaft an der Düben-
dorfstrasse 37). Mit Blick auf das Gesamtinvestitionsvolumen führte der nicht budgetierte Liegen-
schaftenerwerb zur vorerwähnten Budgetüberschreitung. 
 
Die Betriebsrechnung der Abwasserbeseitigung wird mit einer Einlage in die Spezialfinanzierung 
ausgeglichen (CHF 120'900.00). Bei der Abfallbeseitigung werden rund CHF 59'300.00 eingelegt. 
 

2 Bericht zur Laufenden Rechnung nach Funktionen der politischen Gemeinde  
 

020     Gemeindeverwaltung / Teilbereich IT                                                      Minderaufwand 
Erfreulicherweise fielen die gesamten Informatikkosten um rund 10 % tiefer aus. Haupt-
verantwortlich hierfür waren die geringeren Releasekosten sowie die spätere Verschiebung 
der Outsourcing-Dienstleistungen von der OBT AG zu den Informatikdiensten der Stadt Win-
terthur. 
  
100 Rechtspflege / Betreibungsamt               Mehrertrag (Minderaufwand bzw. -ertrag) 
Parallel erfolgter Rückgang beim Gebührenaufwand/-ertrag bei den Einwohnerdiensten im 
Zusammenhang mit dem Wegfall des Passwesens an den Kanton sowie dem Kombi-Antrag 
"Pass/ID". Anpassung von kantonalen Gebühren (u.a. Migrationsamt). 
Die Ertragsüberweisung vom Betreibungsamt Dübendorf ist um CHF 50'000.00 höher aus-
gefallen als ursprünglich angenommen. 
 
110     Polizei                                                                                                         Mehraufwand 
Der Mehraufwand ist auf die Personalentwicklung im Zuge der Dienstreglementsangleichung 
an die Kapo zurückzuführen. Personalbestandserhöhung; Rückgang Busseneinnahmen (u.a. 
Ausfall des semi-stationären Radars infolge Vandalismus). 
 
200     Kindergarten                                                                                               Mehraufwand 
Nicht budgetierbare zusätzliche Stufenanstiege sowie Gestaltungspoollektionen an Lehr-
personen mit Vollpensum, welche kommunal bezahlt werden mussten. 
 
400      Spitäler und Heime                                                                                  Minderaufwand 
Mit dem neuen Gesetz der Pflegefinanzierung ergibt sich eine Verschiebung der Kosten zu 
Gunsten der Spitalkosten. Im Gegenzug fallen jedoch für die Gemeinden höhere Kosten für 
die Pflegeheime an. 
 
 
 
 



415      Pflegefinanzierung Alters- und Pflegeheime                                              Mehraufwand 
Das neue Gesetz der "Pflegefinanzierung" ergibt eine Verschiebung der Pflegekosten zu Las-
ten der Gemeinde. Zum Zeitpunkt des Voranschlags konnte dieser Posten noch nicht budge-
tiert werden, da das Gesetz noch nicht ausgearbeitet war und niemand wusste, welche Kos-
ten auf die Gemeinden zukommen werden.  
 
440      Ambulante Krankenpflege / Spitex                                                          Minderaufwand 
Im Zusammenhang mit dem neuen Pflegefinanzierungsgesetz konnte erstmals die absolute 
Arbeitsleistung verrechnet werden (höhere Tarife). Die zusätzlichen Einnahmen verkleinern 
den Aufwandüberschuss. 
 
445      Pflegefinanzierung Spitex                                                                          Mehraufwand 
Aufgrund der Einführung des neuen Pflegefinanzierungsgesetzes per 1. Januar 2011 ist die 
Gemeinde dazu verpflichtet, allen Pflegeinstituten die Normkosten übersteigenden Auf-
wendungen zu vergüten. Zum Zeitpunkt der Budgetierung konnte noch nicht abgeschätzt 
werden – das Gesetz war damals noch nicht fertig ausgearbeitet – in welchem Umfang sich 
der Mehraufwand bewegen wird. 
 
530      Zusatzleistungen zur AHV/IV                                                                     Mehraufwand 
Wie bereits in den vergangenen Jahren steigen die Kosten der Zusatzleistungen sprunghaft 
an. 
 
570      Alterszentrum Hofwiesen                                                                        Minderaufwand 
Im Zuge der Einführung des neuen Pflegefinanzierungsgesetzes entfallen die direkten Kapit-
alkosten für das Alterszentrum Hofwiesen. 
 
580  Gesetzliche wirtschaftliche Hilfe                                                             Minderaufwand 
Weniger Fälle und höhere Rückerstattungen als erwartet. 
 
900  Gemeindesteuern                                                                                          Mehrertrag 
Gesamthaft waren die Auswirkungen der Finanzkrise moderater ausgefallen als befürchtet. 
Dies führte zu Steuermehrerträgen von rund CHF 3,5 Mio.. Die Erträge aus Vorjahren lagen 
CHF 1,6 Mio. über dem Budget.  
Die ordentlichen Steuern im Rechnungsjahr lagen CHF 1,9 Mio. über dem Budget. Anstelle 
des prognostizierten Anteils bei den juristischen Personen von 17 %, lag der Anteil bei 21 %. 
Weiter auf hohem Niveau verbleiben die Quellensteuern, welche einen Mehrertrag von 
CHF 455'000.00 gegenüber dem Budget ausweisen. 
 
990 Abschreibungen                                                  Mehraufwand 
Aufgrund der vorgeschriebenen Abschreibung auf dem Dotationskapital, welches dem Pflege-
zentrum Rotacher zur Verfügung gestellt wurde, sind nicht budgetierte Abschreibungen auf 
dem Verwaltungsvermögen in der Höhe von CHF 234'000.00 angefallen. 



3 Kennzahlenvergleich 
 

Kennzahlenvergleich der Rechnung über die Periode der letzten 5 Jahre: 
 

 2007 2008 2009 2010 2011 
Selbstfinanzierungsanteil % 27 16 6 8 12 
Selbstfinanzierungsgrad  % 378 322 54 65 175 
Zinsbelastungsanteil        % -1,6 -3,1 -2,8 -2,3 -2,0 
Kapitaldienstanteil            % 3 2 4 2 1 
 
 

Der Selbstfinanzierungsanteil drückt aus, wie viele Prozente vom Ertrag für Investitionen oder 
zur Schuldentilgung zur Verfügung standen. Erstrebenswert ist ein Anteil von mehr als 25 %. 
 
 

Der Selbstfinanzierungsgrad zeigt, wie weit die Nettoinvestitionen mit eigenen Mitteln finanziert 
werden konnten. Dieser Wert ist über mehrere Jahre zu beurteilen. Im langjährigen Durchschnitt 
sollte eine mindestens hundertprozentige Eigenfinanzierung resultieren. 
 
 

Der Zinsbelastungsanteil drückt die Höhe der Fremdkapitalzinsen in Prozenten des Ertrags aus. 
Erstrebenswert ist ein Anteil von unter 2 %. 
 
 

Der Kapitaldienstanteil gibt an, wie viele Prozente vom Ertrag für den Kapitaldienst (Zinsen und 
ordentliche Abschreibungen) für die in der Vergangenheit getätigten Investitionen aufgewendet 
werden mussten. Ziel ist ein Wert von unter 5 %. 
 
Die nachfolgende Grafik veranschaulicht die Entwicklung des Nettovermögens über die ver-
gangenen fünf Jahre 2007 bis 2011. "Nettovermögen" ist die Bezeichnung für eine der wichtigsten 
Vergleichsgrössen unter Gemeinden und definiert sich durch die Differenz von Eigenkapital ab-
züglich nicht veräusserbarer Anlagen (Verwaltungsvermögen). 
 

Entwicklung Nettovermögen in CHF
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Durch die Steuerfussreduktion von 105 % (2009 bis 2011) auf 99 % ab 2012 und die bevor-
stehenden Investitionsvorhaben wird sich das Nettovermögen in den kommenden Jahren etwas 
reduzieren. Aufgrund der gegenwärtigen Substanz von CHF 25 Mio. ist die Finanzierung sicher-
gestellt. 
 
 
4 Schlusswort des Gemeinderats 
 

Der Gemeindrat empfiehlt der Stimmbürgerschaft, die Jahresrechnung 2011 zu genehmigen. 
 
 
Anhang (siehe nachfolgende Seiten) 
• Auswertungen und Diagramme (Anhang 1) 
• Tätigkeitsbericht 2011/15 (Anhang 2) 

 



Auswertungen und Diagramme Anhang 1 
Übersicht 
 

 
 
 



 
 
 

 
 
 



 
Laufende Rechnung – Zusammenzug nach Aufgaben 
 

 
 



Laufende Rechnung 
Vergleiche der Aufgabenbereiche 2007-2011 
 

 



Laufende Rechnung – Einzelkonten nach Funktionen 
 

 



 
 

 



 
 

 



 
 

 



Laufende Rechnung – Zusammenzug nach Arten 
 

 



Investitionsrechnung – Zusammenzug nach Aufgaben 
 



Investitionsrechnung 
Vergleiche der Aufgabenbereiche 2007-2011 
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Bestandesrechnung – Zusammenzug 
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 Anhang 2 

 

Tätigkeitsbericht zum Schwerpunktprogramm 2011 / 15 

SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
PUNKTE LÖSUNGSANSÄTZE Ltg 

ANGESTREBTER  
ZUSTAND 2015 

TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

a) Den Masterplan ständig auf 
das Leitbild 2040 ausrichten 

uw Erkenntnisse aus dem Master-
plan sind in den Richtplan und in 
den Zonenplan eingeflossen 

Weiterentwicklung des Flugplatzes mit Kanton 
 

Gebietsmanagement 
noch nicht abge-
schlossen 
 
Bedürfnisse der Ge-
meinde sind in Ar-
beitsgruppe ein-
gespiesen 

b) Eine langfristige Entwick-
lung des Flugplatzes Düben-
dorf nach den Zielen des 
Leitbilds verfolgen 

uw Erste Weichen sind gestellt • Ziele der Testplanung mit Nachdruck ver-
folgen 

• Lobbyarbeit verstärken 

Teilziele konnten er-
reicht werden 

c) Langfristig auf die Überda-
chung der Autobahnen hinar-
beiten 

uw Es ist geklärt, inwiefern eine 
Überdachung der Autobahnen 
möglich ist 

•  Geeignete Lärmschutzmassnahmen 
entlang der A53 prüfen. 

Wurden im Rahmen 
der Ortsplanung über-
prüft 

d) Das gesamte Verkehrs-
konzept (inklusive Linienfüh-
rung der Ringbahn) dem 
neuen Leitbild anpassen 

uw Ein Teil des Gesamtverkehrskon-
zepts 2010 ist umgesetzt 

 

• Einzelne Massnahmen gemäss Gesamt-
verkehrskonzept vom 10.1.2010 umsetzen 

Teilweise konnten die 
Massnahmen umge-
setzt werden (ausste-
hend ist die Eingangs-
pforte Hegnaustrasse) 

Wangen-Brüttisellen 2040: 
Wo Stadt und Land sich tref-
fen 
So wünschen wir, Bevölkerung 
und Behörden, uns in 30 Jah-
ren unser Wangen-Brüttisellen: 
Wertvoller Teil eines nachhaltig 
gestalteten Lebens- und Wirt-
schaftsraumes Zürich – genau 
in der Mitte des Kantons und 
nahe bei einem nationalen 
Autobahnkreuz und interkonti-
nentalen Flughafen gelegen. 
Hervorragend erschlossen 
durch den öffentlichen Verkehr. 
Hier wohnen gegen 9'000 Men-
schen jeden Alters und unter-
schiedlichster Herkunft mitein-
ander in Frieden und Sicher-
heit. 

Wir schätzen es, gleich vor der 
Haustüre oder hinterm Haus zu 
finden, was wir zum Leben 
brauchen: Weite, naturnahe 

1. Wir verfol-
gen eine 
nachhaltige, 
mutig voraus-
schauende 
Politik. 

e) Unternehmen mit hoher 
Wertschöpfung ansiedeln 

uw Gebietsentwicklung ist abge-
schlossen 

• Ortsplanungsrevision der Gemeindever-
sammlung vorlegen 

Öffentliche Auflage 
findet erst im 3. Quar-
tal 2012 statt 
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SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
PUNKTE LÖSUNGSANSÄTZE Ltg 

ANGESTREBTER  
ZUSTAND 2015 

TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

Erholungsgebiete oben im 
Nordosten und unten auf dem 
ehemaligen Flugplatz, über-
schaubare, ruhige Wohnquar-
tiere, vielfältige Kultur- und 
Freizeitangebote, vorbildliche 
Volksschulen, beste Einkaufs-
möglichkeiten und gegen 6'000 
verschiedenartigste Arbeitsplät-
ze. Drei Dinge schätzen wir 
besonders. Erstens das ländli-
che Wangen mit seinem leben-
digen Dorfkern und seiner er-
finderischen Bauernschaft, die 
das Umfeld sorgsam bewirt-
schaftet. Zweitens das vorstäd-
tische Brüttisellen mit seiner 
einladenden Begegnungszone 
im Zentrum und seinen gross-
zügigen Einrichtungen für alle. 
Drittens das Grün auf den über-
dachten Autobahnen A 1 und A 
53, das uns aufatmen lässt. 

Und was ist das Erfolgsrezept, 
das Wangen-Brüttisellen in 30 
Jahren so weit bringt? Eine 
mutig vorausschauende Politik, 
der schrittweise Schulter-
schluss mit der Region, der 
unermüdliche Einbezug aller 
Bevölkerungskreise und der 
offene Dialog untereinander. 

 
 

f) Die Qualität der Schule 
sichern und steigern  

hc 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

er 

Die von der Schulpflege festge-
legten Legislaturziele 2010 bis 
2014 sind erreicht 

• Das sonderpädagogische Konzept umset-
zen 

• Auf eine Verkleinerung der Schulpflege 
hinarbeiten 

• Ein umfassendes QM-Konzept angehen, 
u.a. kooperative Lehr- und Lernformen ent-
wickeln 

• Möglichkeiten und Grenzen von Tageschu-
len aufzeigen 

• Eine langfristige Schulraumplanung erarbei-
ten und daraus die notwendigen Schul-
raumprojekte ableiten 

Das sonderpädagogi-
sche Konzept ist um-
gesetzt. 
 
Die Schulpflege hat die 
Reduktion ihrer Mit-
glieder beschlossen 
und einen entspre-
chenden Antrag an 
den GR gestellt. 
 
Ein QM –Konzept ist 
erstellt und wird Ende 
Januar 2012 geneh-
migt. 
 
Das Ziel der Abklä-
rung, ob eine Tages-
schule eingerichtet 
werden kann, muss 
aus personellen Grün-
den verschoben wer-
den. 
 
Die Schulraumplanung 
der Schulpflege ist 
abgeschlossen und an 
die Abt. Bau und Lie-
genschaften übertra-
gen worden. 
 
Planungskredit für die 
Erweiterung der Schul-
anlage Oberwisen in 
Wangen wurde an 
Gemeindeversamm-
lung vom 27. Sept. 
2011 bewilligt (weitere 
Schritte durch Arbeits-
gruppe) 
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SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
PUNKTE LÖSUNGSANSÄTZE Ltg 

ANGESTREBTER  
ZUSTAND 2015 

TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

g) Das Littering bekämpfen eb Das Konzept ist erfolgreich um-
gesetzt 

• Das Konzept von Dübendorf auf Wangen- 
Brüttisellen anpassen 

 

Im 2011 fanden Ge-
spräche mit Dübendorf 
statt und es wurden 
Erfahrungen anderer 
Gemeinden gesam-
melt. 
Da die Polizeiverord-
nung und das Litte-
ringkonzept in Zu-
sammenarbeit mit 
Dübendorf entstehen 
soll, in Dübendorf 
jedoch die beiden 
Schriftstücke noch in 
Bearbeitung/pendent 
sind, konnte bis jetzt 
noch nichts Definitives 
lanciert werden. 

 

h) Die Öffentlichkeitsarbeit 
der Behörden und der Verwal-
tung verstärken 

md  Die Öffentlichkeit ist gut informiert • Die Gemeindehomepage verbessern 
• Einführung Jahresbericht 2011 (für Versand 

im Frühjahr 2012) 

Der neue Homepage-
auftritt und der Jah-
resbericht stehen kurz 
vor dem Abschluss. 
 

 

2. Wir suchen 
schrittweise 
den Schulter-
schluss mit 
der Region. 

a) Die Alters- und Gesund-
heitsfragen regional lösen 

rz Die Zusammenarbeit in Alters- 
und Gesundheitsfragen ist regio-
nal verbindlich geregelt 

 

• Die Fusion der Spitex-Dienste weiter bear-
beiten 

• Regionale Altersplanung weiterentwickeln 
• Strategie für Pflegezentrum Rotacher (PZR) 

erarbeiten 

Die Fusion der Spitex-
Dienste wurde, im 
Hinblick auf einen 
Zusammenschluss per 
1.1.2014, weiter bear-
beitet. 
 
Die regionale Alters-
planung wurde ge-
stoppt und durch eine 
regionale Kooperati-
ons-Konferenz ersetzt. 
 
Die Strategie des PZR 
wurde genauer defi-
niert. 
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SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
PUNKTE LÖSUNGSANSÄTZE Ltg 

ANGESTREBTER  
ZUSTAND 2015 

TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

b) Dem «glow. das Glattal» 
mehr Gewicht geben 

md 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

rb 

Wir arbeiten aktiv in den glow-
Gremien mit 

 

• Aktive Mitarbeit in der AG Jugend, AG In-
tegration, AG Kinder und Familie (Bewe-
gungsförderung) und AG Soziales 

• Nutzen und umsetzen der entstehenden 
Projekte in der Gemeinde 

Teilnahme und aktive 
Mitarbeit in der AG 
Jugend (Partizipati-
onswoche, Lebenswelt 
öffentlicher Raum, 
Jugendarbeit heute-
morgen), AG Integrati-
on ( Modellvorhaben 
Integrationsmodule) 
und AG Soziales 
 
Arbeitsgruppe Kinder 
und Familien wurde 
aufgelöst 
 
Teilnahme an glow-
Bewegungswoche 
 
Standortförderung 
nicht mehr Bestandteil 
von glow. das Glattal, 
Gründung neuer Ver-
ein "Standortförderung 
Flughafenregion Zü-
rich" (Wa-Br ist Mit-
glied) 
 
AG Soziales pflegte 
einen intensiven  
Erfahrungsaustausch 
im Zusammenhang mit 
der Gründung der 
neuen KESB Behörde 

a) Für grosszügigen Grünflä-
chen auf dem Flugplatz Dü-
bendorf einstehen 

uw Auf dem Flugplatz sind nach wie 
vor grosszügige Grünflächen in 
der Planung berücksichtigt 

• In den Flugpatzplanungen für grosszügige 
Grünflächen einstehen 

Konnte mit Nachdruck 
eingespiesen werden 

3. Wir setzen 
uns für den 
Erhalt der 
grünen Lun-
gen ein. 

b) Grünflächen, auch kleine, 
weiterhin pflegen und aufwer-
ten 

eb Alle Grünflächen im Strassenbe-
reich sind aktiv und ästhetisch 
bewirtschaftet 

• Ein "Pflegeplan" für Grünflächen und Stras-
seninseln mit dem neuen Landschaftsgärt-
ner erarbeiten 

Pflegeplan wurde 
erarbeitet 
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SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
PUNKTE LÖSUNGSANSÄTZE Ltg 

ANGESTREBTER  
ZUSTAND 2015 

TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

a) Die Umgestaltung der 
Zürichstrasse in der Kernzone 
vorantreiben 

uw Die Umgestaltung der Zürich-
strasse1 ist fertig geplant 

• Bei den Projekten des Kantons unsere 
Ideen mit Nachdruck einbringen 

Anliegen konnte depo-
niert werden 
 
Kanton formiert Ar-
beitsgruppe 
 
Umgestaltung ist im 
Agglomerationspro-
gramm berücksichtigt 
worden 

4. Wir schaf-
fen im Kern 
von Brüttisel-
len und von 
Wangen 
Begegnungs-
zonen. 

b) Das Projekt Umfahrung 
Wangen vorantreiben 

uw Die planerischen Voraussetzun-
gen für eine Umfahrung sind 
vorhanden 

• Das Projekt Umfahrung mit Nachdruck 
weiter verfolgen 

Wurde weiter verfolgt 
 

a) Die Sport- und Freizeitan-
lagen vielfältiger nutzbar 
machen 

uw Erste Massnahmen des Sport-
platzkonzepts sind angelaufen 

• Es ist klar, wie das Sportplatzkonzept um-
gesetzt werden soll 

Masterplanung Dürr-
bach wurde mit Stadt 
Dübendorf entwickelt 

b) Wohnraum für die ältere 
Generation und barrierefreien 
Wohnraum fördern 

 

md 

 

 

 

 

 

 

 

rz 

Die ältere Generation findet so-
wohl in Wangen wie in Brüttisel-
len passenden Wohnraum und 
kann so lange wie möglich zu 
Hause wohnen 

• Die vom Gemeinderat genehmigten Projek-
te der ersten Priorität werden umgesetzt 

 

Teilprojekt Wohnen mit 
Service wurde weiter-
entwickelt, Grundera-
real wird im Baurecht 
an die AZUR Bauge-
nossenschaft abgege-
ben (Beschluss der 
Gemeindeversamm-
lung vom 29.11.2011) 
 
Teilprojekt Besuchs-
dienst: Versuchsphase 
wurde bis 31.12.2012 
verlängert 
 

 

5. Wir geben 
allen Bevölke-
rungskreisen 
Raum und 
beziehen sie 
mit ein. 

c) Die Jugend stärker in die 
Gestaltung des Lebensrau-
mes einbeziehen 

md Die Partizipationsstrukturen für 
Kinder und Jugendliche sind 
verankert (vgl. auch 2 b) 

• Das Projekt Jugend mit Wirkung fortsetzen 
• Die aufsuchende Jugendarbeit institutiona-

lisieren 

Start mit Pilotprojekt 
Powerplay im Novem-
ber (Partizipationswo-
che) 
 
Aufsuchende Jugend-
arbeit wird seit Mitte 
Jahr regelmässig 
durchgeführt 
 

                                                 
1 Zuständigkeitsbereich Kanton und somit vom Gemeinderat nur bedingt beeinflussbar 



25 / 30 

SCHWERPUNKTPROGRAMM 11 / 15 
LEITBILD 2040 

SCHWER-
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TÄTIGKEIT 2011 
BERICHT ZUR TÄTIG-

KEIT 2011 
      

 

d) Den Friedhof schöner 
gestalten 

rz Der Friedhof ist zur Zufriedenheit 
der Bevölkerung gestaltet 

• Die Friedhofsanierung abschliessen 
• Friedhofreglement überarbeiten 

Friedhofsanierung 
abgeschlossen mit 
Tag der offenen Tür  
 
Friedhof- und Bestat-
tungsverordnung wur-
de überarbeitet 

e) Die Integration der auslän-
dischen Bevölkerung fordern 
und fördern 

md Integrationsmöglichkeiten und 
Kontaktstellen sind vorhanden, 
bekannt und miteinander vernetzt 

• Umsetzen von Massnahmen aus der Be-
darfsanalyse 

• Verantwortliche Stelle/Person definieren  
• Kantonale Angebote nutzen 
• Regionale Zusammenarbeit mit glow 

Bedarfsanalyse wurde 
erstellt 
 
Gemeinderat erachtet 
Angebote als genü-
gend (keine Stellen-
prozente für Bereich 
Integration) 
 
Kantonale Angebote 
wurden nicht genutzt 
 
Weiterhin Mitglied in 
AG Integration glow 
 
Deutschkurse wurden 
eingestellt, HEKS-
Konversationskurs 
wird seit Sommer 2011 
durchgeführt 
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f) Die Freiwilligenarbeit stär-
ker anerkennen 

 

rz  
 
 
 
 
 
 
 
 

md  

Freiwilligenarbeit wird sichtbar 
und erhält Anerkennung und 
Unterstützung 

• Mind. ein Anlass findet statt um die Freiwil-
ligenarbeit zu anerkennen 

 

Freiwilligenanlass hat 
am 4. Dezember mit 
fast 300 Teilnehmen-
den stattgefunden 
 
Verschiedene Berichte 
über freiwillig Tätige im 
Kurier 
 
1. August-Rede zum 
Thema Freiwilligenar-
beit 
 
Sozialzeitausweis wird 
von Gemeinde kosten-
los abgegeben (bei 
Erfüllen gewisser 
Kriterien Abgabe eines 
Zertifikates der Ge-
meinde) 
 

 

Projektverantwortliche Gemeinderäte (Ltg) 

rb = Rolf Berchtold eb = Erik Boller  md = Marlis Dürst hc = Henry Clémençon er = Emil Rebsamen uw = Ueli Weber  rz = René Zimmermann 

 

Legende 

IR = Investitionsrechnung  LR = Laufende Rechnung  Fipla = Finanzplanung 
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2 Teilrevision der Verordnung über die Dienst- und Besoldungsverhält-
nisse des Gemeindepersonals 

Antrag des Gemeinderats 

1. Die Verordnung über die Dienst- und Besoldungsverhältnisse des Gemeindepersonals vom  
10. Juni 1992 wird wie folgt geändert: 
 
Art. 2 Berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
 
1Über den Anschluss an eine berufliche Vorsorgeeinrichtung und die damit verbundenen Ver-
tragsbedingungen für das nach dem Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge (BVG) obligatorisch zu versichernde Personal entscheidet der Gemein-
derat in eigener Kompetenz. 
 
2 Die Mitwirkungsrechte des Personals nach dem Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) sind gewährleistet. 

 
2. Die Änderung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. 
 

Bericht des Gemeinderats 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausführlicher Bericht  

1 Ausgangslage 

Die BVK steckt bekanntlich in einer schwierigen Situation. Zur Zeit klären diverse Gemeinden mit 
externen Vorsorgespezialisten ihren Handlungsspielraum im Zusammenhang mit der maroden BVK 
ab. Deren Deckungsgrad lag Ende 2011 bei (vorläufig) 83,2 %. Zentrale Frage ist, ob ein weiterer 
Verbleib bei der BVK finanziell, aus langfristiger Sicht der Arbeitnehmenden und Steuerzahlenden, 
verantwortet werden kann.  
 
Ausgelöst durch die drastische Schieflage der BVK, der gemäss Verordnung über die Dienst- und 
Besoldungsverhältnisse auch das Personal der Gemeindeverwaltung Wangen-Brüttisellen ange-
schlossen ist, prüft der Gemeinderat derzeit alternative Vorsorgelösungen.  
 

Das Wesentliche in Kürze 
 
• Gemäss geltender Verordnung über die Dienst- und Besoldungsverhältnisse ist das Gemein-

depersonal automatisch der Pensionskasse des Staatspersonals d.h. der Beamtenversiche-
rungskasse des Kantons Zürich (BVK) angeschlossen. 

 
• Die BVK steckt bekanntlich in einer schwierigen Situation. Zur Zeit klären diverse Gemeinden 

mit externen Vorsorgespezialisten ihren Handlungsspielraum im Zusammenhang mit der ma-
roden BVK ab. Deren Deckungsgrad lag Ende 2011 bei (vorläufig) 83,2 %. Zentrale Frage ist, 
ob ein weiterer Verbleib bei der BVK finanziell, aus langfristiger Sicht der Arbeitnehmenden 
und Steuerzahlenden, verantwortet werden kann. Die Antwort auf diese Frage kann heute 
noch nicht abschliessend gegeben werden. 

 
• Um in der derzeitigen Krise der BVK und künftig alle möglichen Handlungsoptionen mit grösst-

möglicher Flexibilität zu erhalten, soll neu der Gemeinderat für das Gemeindepersonal über 
den Anschluss an eine berufliche Vorsorgeeinrichtung in eigener Kompetenz entscheiden 
können.  
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Die Materie ist auch für Pensionskassen-Experten sehr komplex. In der momentanen Situation kön-
nen neutrale Experten (noch) nicht seriös sagen, ob ein allfälliger Ausstieg aus der BVK aufgrund 
der heute bekannten Zahlen und Prognosen anvisiert werden soll. Zur Zeit gibt es noch viele Unge-
wissheiten wie beispielsweise der Zeitpunkt der Statutenrevision. Es können somit nur Hochrech-
nungen und Szenarien vermutet werden. 
 
Ein gewisser Handlungszwang besteht darin, dass in Abhängigkeit der laufenden politischen Pro-
zesse nur noch eine beschränkte Zeit ein BVK-Ausstieg möglich ist. Voraussichtlich bis spätestens 
Ende November 2012 sollte eine Ausstieg mit den Aktivversicherten (Arbeitnehmern) aus der BVK 
mit einem Auskauf des fehlenden Deckungsgrads bis 100 % möglich sein. Gleichzeitig könnten die 
Rentner mit der Besitzstandwahrung bei der BVK bleiben. 
 
Die Ausfinanzierung müsste nach heutigem Wissensstand als gebundene Ausgabe erfolgen. 

2 Sanierungsvorlage BVK 

Zur Erhöhung des Deckungsgrads sind Sanierungsmassnahmen (Statutenrevision und Einmaleinla-
ge von CHF 2 Mrd.) geplant, die am 1. Januar 2013 in Kraft treten sollen. Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer haben dafür zusätzliche Beiträge zu bezahlen. Die Statutenrevision bildet die Grundlage für 
die Erhebung von Sanierungsbeiträgen von Arbeitgebenden und -nehmenden, für die Reduktion von 
Zins- und Umwandlungssätzen, für die Erhöhung von Sparbeiträgen und Altersgutschriften sowie 
von finanziellen Abfederungsmassnahmen für die Versicherten.  
 
Nach Berechnungen der BVK beträgt die Sanierungsdauer bei einer äusserst optimistischen Rendi-
teprognose von durchschnittlich 4,1 % sieben Jahre. Vorsichtigere Prognosen gehen selbst im bes-
ten Fall von einer Sanierungsdauer von 11 bis 15 Jahren aus. Angesichts der momentanen Aussich-
ten auf dem Kapitalmarkt ist das Risiko gross, dass die Deckungsgradentwicklung hinter diesen An-
nahmen zurück bleibt und eine weit längere Sanierungsdauer resultiert. 

3 Neue Anschlussverträge 

Die Regierung hofft, dass die Sanierungsvorlage in diesem Frühjahr im Kantonsrat beraten wird. Die 
BVK plant, den angeschlossenen Arbeitgebern (Anschlüsse) in den nächsten Monaten einen neuen 
Anschlussvertrag mit geänderten Konditionen (namentlich minimale Vertragsdauer von fünf Jahren, 
Mitnahme aller Rentner bei einem Kassenwechsel) zu unterbreiten. Den Anschlüssen soll ein aus-
serordentliches Kündigungsrecht bis Ende November 2012 für einen allfälligen Wechsel der Pensi-
onskasse auf den 31. Dezember 2012 eingeräumt werden.  
 
Bei einem allfälligen Wechsel verbleiben die Alters- und Hinterlassenenrentner nach heutigem An-
schlussvertrag bei der BVK und nur die Aktivversicherten und Invalidenrentner werden in die neue 
Kasse übernommen. Die BVK verlangt bei einem Austritt die Ausfinanzierung der Deckungslücke für 
die austretenden Versicherten. 

4 Verselbständigung der BVK 

Aufgrund der Bundesvorschriften muss die BVK spätestens auf den 1. Januar 2014 aus dem kanto-
nalen Vermögen ausgegliedert und verselbständigt werden (voraussichtlich als privatrechtliche Stif-
tung). Sie wird dann nicht mehr, wie heute, in der politischen Verantwortung des Kantons sein.  
Bei ungenügendem Deckungsgrad wird die bis dahin ebenfalls unabhängige Aufsichtsbehörde von 
sich aus eine Verschärfung der Sanierungsmassnahmen anordnen, ohne dass das Parlament dar-
auf Einfluss nehmen kann. Nach der Ansicht von Experten ist die Wahrscheinlichkeit eines solchen 
Szenarios mit einschneidenderen Massnahmen für Arbeitgeber und Versicherte gross. 
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5 Rahmenbedingungen für einen allfälligen BVK-Ausstieg 

5.1 Kommunale Zuständigkeitsordnung 
Falls sich in den nächsten Monaten ein Ausstieg aus der BVK aufdrängen sollte, muss zuerst die 
von der Gemeindeversammlung am 10. Juni 1992 erlassene "Verordnung über die Dienst- und Be-
soldungsverhältnisse des Gemeindepersonals" teilrevidiert werden. 

5.2 Übersicht der vorgesehenen Anpassung 
Damit der Vertrag mit der BVK gegebenenfalls gekündigt werden kann, muss Art. 2 der vorerwähn-
ten Verordnung durch die Gemeindeversammlung angepasst werden. Sinnvollerweise wird dazu die 
Kompetenz für die Bestimmung der beruflichen Vorsorge des Gemeindepersonals dem Gemeinde-
rat übertragen. 
 
Art. 2 heute 
(Gemeindeversammlung vom 10. Juni 1992) 

Art. 2 neu  
(Gemeindeversammlung vom 5. Juni 2012) 

Alters-, Invaliditäts- und Hinterlassenenfür-
sorge  
 
Das Gemeindepersonal ist der Pensionskasse 
des Staatspersonals gemäss dem zwischen 
dieser Kasse und der Politischen Gemeinde 
Wangen-Brüttisellen geltenden Versicherungs-
vertrag angeschlossen.  
 
Im Übrigen richtet sich die Alters-, Invaliditäts- 
und Hinterlassenenfürsorge im Sinne von Art. 1 
dieser Verordnung ebenfalls nach den für das 
Staatspersonal geltenden Regelungen. Ausge-
nommen ist der Abschluss freiwilliger Ergän-
zungen zum vorgenannten Versicherungsver-
trag; hierüber entscheidet der Gemeinderat. 
 

Berufliche Alters-, Hinterlassenen- und  
Invalidenvorsorge 
 
1 Über den Anschluss an eine berufliche Vor-
sorgeeinrichtung und die damit verbundenen 
Vertragsbedingungen für das nach dem Bun-
desgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlas-
senen- und Invalidenvorsorge (BVG) obligato-
risch zu versichernde Personal entscheidet der 
Gemeinderat in eigener Kompetenz. 
 
2 Die Mitwirkungsrechte des Personals nach 
dem Bundesgesetz über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) 
sind gewährleistet. 
 

5.3 Mitwirkung des Personals 
Gemäss Bundesgesetz über die berufliche Vorsorge (BVG) setzt der Wechsel der Personalvorsor-
geeinrichtung das Einverständnis des Personals bzw. der Arbeitnehmervertretung voraus. Der Ge-
meinderat hat deshalb die Angestellten frühzeitig in den Entscheidungsprozess eingebunden und 
dazu eine Personalvertretung für die Mitwirkung in einer paritätischen Kommission eingesetzt. 

6 Schlusswort des Gemeinderats 

Die dramatische Lage der BVK und deren höchst ungewisse Entwicklung machen eine ernsthafte 
Prüfung von Alternativlösungen im Interesse der versicherten Arbeitnehmenden wie auch im Inte-
resse der Gemeinde als Arbeitgeberin und der Steuerzahlenden unausweichlich. 
 
Bei einem späteren Wechsel aus der BVK müssten die Rentner zusätzlich zum fehlenden De-
ckungsgrad ebenfalls ausfinanziert werden, was ein Ausstieg unbezahlbar machen würde. Somit 
besteht voraussichtlich bis Ende November 2012 für die Aktivversicherten und Steuerzahlenden die 
einmalige Chance zu einem "günstigen" Ausstieg nach dem Motto: "Lieber ein Ende mit Schrecken 
als ein Schrecken ohne Ende".  
 
Ob ein Ausstieg wirklich angezeigt und sinnvoll ist, kann zum heutigen Zeitpunkt noch nicht ab-
schliessend beurteilt werden. Je nach Entwicklung der Situation ist auch ein Verbleib bei der BVK 
denkbar. 
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Mit einem Ja zur Teilrevision der Verordnung über die Dienst- und Besoldungsverhältnisse des Ge-
meindepersonals erhält der Gemeinderat die nötige Flexibilität und Kompetenz um, sofern es die 
Situation und die weitere politische Entwicklung erfordern sollten, einen Ausstieg aus der BVK ins 
Auge zu fassen. Unter Berücksichtigung der gesetzlich vorgeschriebenen Mitspracherechte des 
Personals kann der Gemeinderat künftig in eigener Kompetenz über die berufliche Vorsorgeeinrich-
tung des Gemeindepersonals entscheiden. 
 
Der Gemeinderat empfiehlt deshalb den Stimmberechtigten, der Vorlage zuzustimmen. 


